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gliedschaft von 8 bis 9 Tausend paradiert w ird, während in j 
Wirklichkeit nur 1 200 bis I 501) vorhanden sind.

Eine Organisation kann klein sein, aber ehrlich muH sie 
sein. Wozu dieses Täuschungsmanöver? Man will den gro­
ßen Organisations-Apparat erhalten, der für die kleine Mit­
gliederzahl nicht tragbar ist. denn im Berliner Büro sind tätig:
4 männliche und 2 weibliche Angestellte, wovon die männ­
lichen bis 100 Mk. wöchentlich von der Organisation beziehen, 
so daß nur der kleinste Teil der Beträge iiir eigentliche 
Kampi-Zwecke in f rage kommt. Darum fordert man auch 
von den Arbeitslosen eine Beitragsleistung.

Diese wahrheitswidrige Einstellung der Organisations­
leiturig zieht natürlich andere Korruption nach sich.

Mitte Oktober 1926 tauchten in den Mitgliedsbüchern 
ialsche Beitragsmarken auf. welche in den verschiedenen 
Zahlstellen geklebt wurden. Die Hilfskassiererin W a lly  Rieger 
forschte nach und ermittelte, daß der Verbreiter dieser 
falschen Marken der 2. Bevollmächtigte Franz Müller ist.
Die falschen Marken stammen von einem Neudruck, welcher 
am 2. Oktober dem Reichs-Revisor Kokoschke von der 
Druckerei zugestellt wurde, aber von den Kassierern noch 
nicht verausgabt wurden. Muller kann sich die Marken nur 
rechtswidrig durch Angestellte der Druckerei beschafft haben, 
mit denen er des öfteren in feuchtfröhlicher Kneiperei zu­
sammen war. Um seinen freund Müller zu decken, ver­
breitete W eyer einer Untersuchungskommission gegenüber 
das Märchen, daß Müller diese Marken von dem verstorbenen 
Kassierer (iabriel hätte, trotzdem durch einwandfreie Zeugen 
festgestellt ist. daß solche von Müller rechtswidrig ver­
triebene Beitragsmarken noch nie an die Mitglieder verab­
folgt wurden. Sie sind sehr leicht zu erkennen, da sie einen 
anderen Aufdruck enthielten, als die bisherigen. Zur Ver­
deckung des Betruges ist sogar der Berliner Beitragsstempel 
mißbraucht worden. Mit der Verleumdung eines Toten, der 
sich gegen Verdächtigungen nicht mehr wehren kann, begeht 
W eyer und Müller eine Handlung, die im Volksmunde als 
I.eichonschändunK bezeichnet wird.

Die ganze Untersuchung war ja auch nur eine Komödie, 
denn diejenigen, die Klarheit schaffen wollen, will man durch 
den Ausschluß aus der Organisation mundtot machen. Als 
die ersten sollen fallen: Kroneberg und Erau VValli Bloch­
mann (Rieger). weil sie Unterschlagung als Unterschlagung 
und Betrug .ils Betrug bczeichncten. Die beiden weiblichen 
Angestellten, welche die“ Markenschiebung Müllers aufdeck­
ten. gaben ihre Stellung auf und zogen das bittere Los der 
Arbeitslosigkeit vor. weil sie es nicht mit ansehen konnten, 
wie mit Arbeitergeldern Schindluder gespielt wurde.

So sieht das Selbstbestimmungsrecht der Mitglieder im 
Deutschen Industrie-Verband aus.

Zur Charakterisierung der Führer des DIV. ein paar Bei-

1. Als im Sommer 1925 in der Berliner Metall-Industrie 
eine leidliche Konjunktur herrschte, beantragte W eyer bei der 
Berliner Ortsleitung iür sich und die anderen männlichen An­
gestellten eine Erhöhung des Wochenlolnies von 70 aui 85 Mk. 
mit der Begründung der guten finanziellen Lage der Organi­
sation. Daß sie an Henei.spesen noch zirka 25 Mk. wöchent­
lich bezogen, wurde der Ortsleitung verschwiegen. Einen 
Monat später, als in mehreren Betrieben und in Brandenburg 
(Havel) Streikende zu unterstützen waren, beantragte Weyer, 
die Streik-Unterstützung um 20 Piozent zu kürzen, da die 
derzeitigen Sätze als Streikunterstützung für die Organisation 
nicht tragbar sei. Erst als ihm vor. Kroneberg. Mitglied der 
Ortsleitung, entgegen gehalten wurde, daß dann die Streik­
unterstützung'geringer sei als die Erwerbslosenunterstützung, 
zog W eyer seinen Antrag zurück. Also Iür die Ange­
stellten erhöhten Lohn, iiir Streikende weniger Unterstützung.

2. Als im 1. Vierteljahr 19Ä'*die Kurzarbeit und Arbeits­
losigkeit sich auch in der Organisation auswirkte, wurde; in 
der Ortsleitungs-Sitzung vom 22. Februar 1926 über die W i  rt­
schaftskrise und Sparmaßnahmen innerhalb der Organisation 
gesprochen. U. a. schlug Kroneberg vor. die Angestellten 
sollten mit ihren Lohnbezügen etwas zurück gehen, da doch 
die Kurzarbeiter, die oft nicht mehr als 20 Mk. verdienten, 
ihre Beiträge selbst von dem Geringen zahlen.

Darauf erklärte W eyer ganz entrüstet: E r habe sich von 
seinen Arbeitgebern noch nie einen Pfennig vom Lohn kürzen 
lassen, und werde sich auch von der Organisation nicht seinen 
Lohn kürzen lassen.

Als ihm von K. entgegen gehalten wurdc. daß der D IV . 
doch kein kapitalistisches Unternehmen, sondern eine Organi­
sation auf gegenseitiger Solidarität sei. erwiderte W ey ir , 
..daß ja sein Gehalt nicht von der Ortsleitung Berlin, sondern 
von der Reichsleitung festgesetzt werde“ , und er hat es ver­
standen, daß er noch eine Zulatre von 5 Mk. pro Woche er­
hielt. während die anderen ihre Pflicht-Beiträge zu den Ver­
sicherungen und Ihre Steuer nun selbst bezahlen mußten.

3. Auf dem Reichskongreß zu Ostern 1 2̂b iu Leipzig be­
antragte W eyer, daß sein Lohn iu der Woche mit 54 Stunden
und 10 Prozent des Facharbeiterlohnes berechnet werden 
solle. Als ihm Kroneberg zurief: F r solle sich schämen, solche 
Anträge zu stellen, wo der Kongreß sich iiir die 4N-Stunden- 
woche einsetzt", änderte W eyer seinen Antrag auf 4S Stunden 
nlus 20 Prozent um, so daß cr finanziell auf das Gleiche 
herauskommt.

4. Im Herbst 192u beantragte W eyer'bei der Reichsleitung.
daß die Organisation die Prämie für seine auf lOtMKi Mk. 
lautende Lebens-Versicherung tragen solle, da er und seine
Familie für evtl. Fälle sicher gestellt sein wolle. Dies 'var
selbst der Reichsleitung zu starker Tobak und auf Antrag des 
Kollegen Lamp wurde dieses Ansinnen abgelehnt.

5. Daß W eyer das Statut und Beschlüsse außer Krait
setzt, wenn es ihm beliebt, beweist folgendes: Den Aus­
schlüssen soll ein Schiedsgericht vorausgehen, welches aus ie 
zwei Beisitzern und einem von der Ortsleitung gestellten un­
parteiischen Vorsitzenden besteht. Auf Antrag W eyer stellt 
die Ortsleitung selbst Ausschluß-Anträge, bestimmt den Vor­
sitzenden und zugleich ihre zwei Beisitzer, so daß das 
Schiedsgericht von vornherein parteiisch zusammengesetzt t. 
So geschehen gegen Kroneberg und VValli Rieger

Einsprüche gegen den Entscheid solcher Schiedsgerichte 
sind in der Mitgliederversammlung der Ortsgruppe zulässig. 
( § 8  des Statuts). W eyer aber organisiert Vergewaltigungs- 
zellen. damit solche Einsprüche verhindert werden, denn die 
Mitglieder könnten sonst die Wahrheit erfahren. An der am 
Freitag, den 4. März 1927 in der SophienstraÜe tagenden Ver­
gewaltigungszelle waren beteiligt Mitglieder der Reichs- Und 
Ortsleitung.

Zellenbildung ist laut Beschluß des Reichskongresses ver­
boten und zieht den Ausschluß nach sich. Wenn die Ausge­
schlossenen von ihrem Einspruchsrecht Gebrauch machen 
wollen, so droht W eyer, daß sie dann von seiner Kmippel- 
parade verprügelt würden. Und dies alles nennt der poli­
tische Freibeuter „unantastbares Selbstbestimmungsrecht der 
Mitglieder", laut » 11 des Statute.

Die Beispiele ließen sich noch vermehren, aber sie zeigen 
zur Genüge, wes Geistes Kind die Leitung des D IV . in 
Händen hat.

Daß W eyer iür das Bank-Guthaben der Organisation als 
AJleinbevollmächtigter zeichnet, hält selbst der Kontroll- 
ausschuß für in Ordnung. Sie zeigt den geistigen Tiefstand

dieses Kontrollorgans, wenn es zu solchen Dingen la und 
Amen sagt.

An Kuch Ihr Arbeiter in den Betrieben, die Ihr vertrauens­
voll Eure Beiträge zahlt, wenden wir uns. damit Ihr er kennt, 
wie Euer Vertrauen gemißbraucht wird. Diese Flucht in die 
Oeffentlichkeit ist die Antwort, weil man uns hindert da zu 
sprechen, wo es im Interesse der Arbeiterschaft möglich ist. 
Für jede der vorgebraebten Anschuldigungen übernehme ich 
d e gerichtliche Verantwortung und Beweisführung.

Die Arbeiterschaft ist aber hiermit gewarnt. Die Arbeiter­
presse wird um Abdruck gebeten.

Karl Kroneberg, Ratiborstr. 0

Der Arbtilsmarkf
Die Arbeitslosigkeit im Reiche.

Die Za! I der Hauptunterstiitzungsempfänger in der E r ­
werbslosenfürsorge zeigt in der zweiten Februarhälfte emen 
weiteren Rückgang um rund 65 000. das sind 3.7 Prozent. Die 
Zahl der männlichen Hauptunterstiitzungsempfänger ist in der 
Zeit vom 15. Februar bi.s zum 1. März 1927 von 1509 060 auf 
I 45N 000 zurückgegangen, die der weiblichen Hauptunter- 
stiitzungsempiänger von 252 000 aui 2.V<ooo. die Gesamtzahl 
von 1 761 (KM) auf I 69oo0o. Die Zahl der Zuschlagsempfänger 
hat sich von 2 034 000 auf 19MOOO verringert. Ueber die 
Krisenunterstützten liegt eine neuere Zahl nicht vor. da diesg 
nur in der Mitte jedes Monats iestgestellt wird. Nach einer 
Erklärung des Reichsarbeitsministers Braun im Reichstag be­
trägt die Ziffer der durch die Kriseniiirsorge Unterstützten 
über 206 000.

Das Reich veröffentlicht nur die Ziriern der Unterstützten. 
Nach der Praxis der ..Fürsorge“  zu urteilen, wird es im Reich 
mindestens 2 Millionen arbeitslose Indusyiearbeiter geben. 
Rechnet man noch die arbeitsfähigen, aber arbeitslosen Kriegs­
krüppel hinzu und die arbeitslosen I-andarbeiter. welche bekie 
Kategorien von der Erwerbsloseniiirsorge nicht registriert 
werden, so kann heute mit einem Arbeitslosenheer von reich­
lich 3 Millionen gerechnet werden. Das bedeutet, mit Familien­
angehörigen. ein Heer von wenigstens 8 Millionen, zusammen 
mit den überhaupt nicht registricriäbigen Alters- und Kriegs- 
rentnern resp. der von der ..Wohlfahrt”  Unterstützten und der 
überhaupt nicht Unterstützten ein Heer von mindestens 
10 Millionen hungernden Menschen. Der vierte Teil der 
Arbeiterklasse auf dem Straßenpflaster, das ist der Segen der 
von Sozialdemokratie und (lewerkschaften gestützten Demo­
kratischen Republik, oder wie das auch genannt wird, die 
beginnende Konjunktur. •

Sinkende Arbeitslosigkeit in Berlin.
Auf dem Berliner Arbeitsmarkt tritt in der Berichtswoche 

eine Verminderung der Zahl der Arbe tsuchenden um rund 
8000 Personen hervor, so daß deren Gesamtzahl zur Zeit 
266 163 beträgt. Die durch die Witterungsverhältnisse be­
günstigte Wiederaufnahme von Außen- und Bauarbeitern hat 
zu dieser Entwicklung beigetra^en: auch die Landwirtschaft 
setzt mit einem stärkeren Abrui von Arbeitskräften ein. In 
der Hauptsache entfällt der Rückgang der Erwerbslosigkeit 
mit rund 5000 Personen auf Facharbeiter und Angestellte. Die 
Metallindustrie ist hieran allein mit etwa MX«) Personen betei­
ligt. wogegen das Holz- und Schnitzstoifgewerbe nur einen 
gerinnen Rückgang der Erwerbsiosenziiter aufweist. Gut be­
schäftigt ist dagegen das Konfektionsgewerbe. Die langsame 
Besserung des Arbeitsmarktes iiir Handels- und Biiroange- 
stellte. die seit einigen Monaten eingesetzt hat. hält in mäßigem 
Tempo an.

Es waren 2trü 183 Personen bei den Arbeitsnachweisen des 
Landesarbeitsamtes Berlin eingetragen gegen 274 443 in der 
Vorwoche. Darunter befanden sicii 1MI3M (180033) männliche 
und >15 802 (87 810) weibliche Personen. Erwerbslosenunter­
stützung bezogen 117 78.? (120 555) männliche und 46 339 
(49 33*) weibliche, insgesamt IM  122 (169*93) Personen. Ferner 
wurden noch 3*422 (3s 226) Personen durch die Erwerbslosen» 
hilfe der Stadtgemeinde Berlin und 2V 568 (2*515) Personen 
durch die Krisenfürsorge unterstützt. Bei Notstandsarbeiten 
wurden 8157 (6528) Personen beschäftigt. Die Zahl der zu 
gemeinnützigen Pflicht arbeiten Ueberwiesenen betrug 49 gegen 
51 der Vorwoche.

Aus der ßewegune
A/lU. und Enlsdiledene Unhc

(Zur kommenden Reichskonferenz.)
Die 8. Reichskonferenz der Union fällt in einen wichtigen 

Abschnitt der Geschichte der revolutionären Betriebs­
organisationen. Die von den Moskauer Internationalen er­
richtete Mauer der Isolierung, die jahrelang den politischen 
Wirkungskreis der AAU. und KA P. stark berrenzte, ist '•eit 
Monaten an vielen Stellen durchlöchert. Die Proletarier der 
KPD.-Oppositionsgruppe Entschiedene Linke sind aus der 
Hypnose des Winden'Glaubens an die Unfehlbarkeit der Le- 
mnisteti päpste zum revolutionären Selbstaehken erwacht und 
sind trotz aller Verleumdungen der Ekkibeamten in Tuchfüh­
lung mit uns getreten. Die Erkenntnis, daß die proletarische 
Revolution nur siegen kann, wenn außer dem sozialdemokrati­
schen auch d e  leninistische Bann gebrochen ist. liat die 
EL.-Genossen an die Seite der KAP. und AAU. getrieben. Und 
auf di.m Wege der Klärung sind die Proletarier der El., über 
den Anfang hinausgestoßen, haben in der Gewerkschaftsfrage 
eine revolutionäre Entscheidung gefällt und die Frage der 
Union in Einzelfällen bereits positiv beantwortet

Angesichts der Tatsache, daß neue Prolfetarieftrupps n 
Kampfstellung zur Einheitsfront Moskau-Amsterdam stehen, 
muß die Mitgliedschaft der AAU. die historische Aufgabe er­
kennen. die sie gegenüber der Entschiedenen Linken zu er­
füllen hat. Die Erfahrung mit Je r  Katz-Opposition beweist, 
daß die fixe Idee der „politisch-wirtschaftlichen Einheitsorga­
nisation" den Gedanken d .r revolutionären Massenaktion 
systematisch abtötet, weil sie der Nährboden iür das Unkraut 
der sektiererischen Spielerei ist Damit der Klärungsprozeß 
der EL. die Gefahren solcher politischen Verirrung überwindet, 
muß besonders die AAU. auf dem Posten sein. W ir  müssen 
allen Ernstes um die Seelen der EL.-Arbeiter ringen, wenn 
letztere auf dem stürmischen Meere des Klassenkampfes nicht 
schiffbrüchig werden sollen.

Für den Kampf um die Gewinnung der F7u.-Prolctarier 
kann nur der Grundsatz gelten: nicht überreden, sondern 
überzeugen von der Notwendigkeit der Organisierung jn der 
Union. Das Ueberzeugen hat jedoch zur Voraussetzung, daß 
der Gedanke der AAU. nicht ir. abstrakter Form vertreten 
wird, sondern in lebendiger Verbindung mit den bisherigen 
Ergebnissen des Klärungsprozesses der E L . sowie mit G e n  
täglichen Erfordernissen des proletarischen Kiassenkarnpies. 
D. h. einmal: die Diskussion mit der EL . über <li. Frage der 

t Union muß. um nicht in der blauen Luft zu schweben, an- 
’* knüpfen an die Stellung, welche d e Zentralauss;huß-S:tzung

der E L  zur Qewerkschaiufrage eingenommen hat (sieM 
-Kampfruf“  Nr. 3*. Dies- ZA.-Sitzung hat anerkannt ..«Jjil 
d;e revolutionäre Arbeiterbewegung in der Periode des imöT.I 
r'.a'. stischen Kapitalismus gegenüber dem als Klasse im W«|j. 
matstab auf breitester Grundlage und in höchster Konzerne, 
tion zusammengeschlossenen Weltkapital um einen neuer. i*. 
hah and um neue rormen des Kampfes ringen muß": _dail 
e.-e Eroberung and Revolutionierung der Gewerkschaften jt.| 
möglich ist“ , daß deshalb ..d e Gewerkschaften zu bekämpi« 
und so schnell wie möglich mit allen Mitteln zu zerschlaget 
s-nd" und ..an ihre stelle die Organe der Klasse im Betr.til 
und aut der Stempelstelle mit einem revolutionären Inhal; trt- 
ten müssen". W eiter hat der ZA. der EL. erklärt: ..Auca 
der Industrieverband genügt heute nicht mehr, wie uns bt- 
sonders der Kampi der englischen Bergarbeiter beweist. Etl 
zeigt sich, daß der Industrieverband als eine verbesserte Neo-I 
auflage der Berufsorganisation nicht fähig ist. die KampfatE- 
gaben der Klasse zu lösen". Diese Zentralausschuß-Er. 
Klärungen sind der springende Punkt, den wir ins Auge üsst: 
müssen. Unter Hinweis aui diese ihre eigene Resolution -rrei 
den EL.-Genossen n der Diskussion über die Union die Frajt 
vorgelegt werden, w ie sie die Erkenntnis von der Notwendig 
keil des neuen Inhalts und der neuen Form des proletarisch 
Befreiungskampfes ;:i politische Praxis verwandeln wolital 
E  ie  von diesem Punkt ausgehende Diskussion wird den EL.. 
Proletariern unschwer Z ’.u n  Bewußtsein bringen, daß die (>-. 
gare der Arbeiterklasse mit einem revolutionären Lnha»:| 
nicht erst von Grund auf gescharten werden brauchen, soc-l 
dem in der Union bereits ihren konkreten Ausdruck eefundtt 
haben, daß also der Schritt zur AAU nur die praktische Ko.v 
sequenz der programmatischen Erklärung der EL . zur Q*.| 
w i rkschaftsfrage ist.

Anderseits darr aber nicht vergessen werden, daß die An I 
z.ehungskrait der AAU. desto stärker ist je lebendiger di- 
Existenzbcgründtmg unserer revolutionären Klassenorganisa- 
tio:i ist. Es kann natürlich keine Rede davon sein, daß wir 
der Moskauer Parole ...Massen um jeden Preis“ . Konzession« 
•nacheu sollen. Aber ohne ein Je*;. unserer Grundsätze auf- 
r.igeben. darf il c l'nion mit ihrer Taktik nicht auf politiseaer 
Keuschheit basieren und aus altjüngferlicher Scheu vor eirr 
Berührung mit dem Riesen Proletariat in politische Kloste-- 
einsamkeit fliehen. Mit anderen Worten: das politische \tr-| 
riäitnis der AAL', zu den Lohn- und Arbeitszcitbewegurcecj 
J..rr k in abstrakt ideologisches sein, sondern muß im Kontaktl 

■ :hen V\ rklichkeit stelten. Da die 
schah!;c!ien Konflikte großen Stils in der heutigen Rational- 
-.ierungs-Hiase des zerrütteten Kapitalismus ins politische 
Fahrwasser treiben, maß die Union alle Kräfte anspannen, ujn| 
diese Massenkämpfe den Orgescligewerkscliaiten zu ent- 
re’ßen und sie auf die Bahn des revolutionären 'Machtkampfes! 
z.i stoßen. Nur durch dieses praktische Eingreifen in die Ai-| 
beitskonilikte wird die A A I’.. ohne dabei neue Illusioner 
züchten, ihre Existenz als eine Lebensnotwendigkeit fii- diel 
soziale Revolution vordemonstrieren «nd so im «Proletariat die 
Kräfte wecken iiir den entscheidenden Schlag gegen d e kapi­
talistische Gesellschaft. Die Union, die ihrem Wesen -.ach 
Massenorganisation ist d. h. Sammelbecken aller vom koiM
tcrrevolutionären Charakter der Gewerkschaften überzeugten 
Arbeiter kann nur wachsen durch die Kraft ihres eigene« 
Beispiels in den Massenbewegungen des Proletariats, oderI 
sie verurteilt sich selbst zu dem Schein- und Trugleben einer| 
politischen Sekte ä la „Spartakusbund“  Nr. 2.

Indem die AAU. durch die Praxis einer revolutionäre!I 
Klassenkampfpolitik beweist, wie der Kampf nir die Vorwä'tU 
treibung der Revolution und die dazu notwendige Durchbruchs­
schlacht gegen die Orgeschtront Amsterdam-Moskau konkreti 
geführt wird, überzeugt sie die EL.-Genossen am besten da­
von. daß inr s c heute die organisatorische Bindung in der 
■Union bereits zu einer politischen Selbstverständlichkeit «-] 
worden ist.

Adiiung. Sprengholonnen!
..Die Opposition ist tot! Die Einheit der Partei ist *  -.der 

hergesteHt!'* So jubilieren die Pressevögel der KPD. und ao 
deren Spitze das ZentralorKan. die ..Rote Fahne“ . „Abrecfr- 
nung mit der KAP. auf dem Wedding!“  schreit ein Tintenkuli 
anläßlich einer Versammlung der Entschiedenen Linken, revo­
lutionäre Kommunisten innerhalb und außerhalb des KJVT).. » 
der ..Roten Fahne“  vom Sonntag, den 27. 2. 1927.

Ja. liebe ..Rote Fahne", w ir bedauern Dich ob der Ihsmt> 
heit Deiner Berichterstatter.

W er hat abgerechnet? Mit wem wurde abgerechnet? Vj< 
d'ese Fragen kann keine andere Antwort kommen als: -Das 
revolutionäre JungproJetariat rechnete ab. mit den schein- 
oppositionellen Elementen der 3.. 7. und 10. Zellengruppe des 
3. Bezirks der KPD . Das revolutionäre lungproletariat 
Weddings bewies, daß es nichts zu tun hat mit jener Manipt* 
Opposition des Weber. Mit jenen Dahlem und Remmele juo-

Jene frechen Lügen der ..Roten Fahne“  vom Sonntag, dea 
27. 2. können wir hier niedriger hängen. Die drei Zellengruppen 
der KPD., die diese Jugendversammlung mit ihrer Anwesenheit 
beglücken, bildeten zusammen mit einigen Jugendlichen de? 
KJVT). und der k J. eine i>prengkoionne. die es, un voraus 
eine Sprengung der Versammlung abgesehen hatte: dehn 
Opposition soll doch tot sein.

Aber leider gelang diese Sprengung nicht: denn als d* 
drei Zellengruppen mit dem Absingen der Internationale n*t<i 
einer Inständigen Diskussionsrede d .s  Dahlem den 
verließen, erhob sich unter den in’der Mehrzahl Zurückbleiben- 
den Jugendlichen ein ungeheurer Protest, der einigen K l’D.- 
Genossen der drei Zellengruppen an die Nieren ging, und dif 
trotz Befehl, den Saal zu verlassen, bis zum Schluß der Ver­
sammlung blieben.

Die Versammlung, die ruhig und sachlich zu Eude gefüW 
wurde, ist aufs neue ein Zeichen für die Richtigkeit des Weg-' 
den die ..Entschiedene Linke“  beschreitet. Die Sprengung 
versuche der Ekki-Anhänger zeigen, daß es den Ekki-LeuM 
unmöglich ist. sich mit revolutionären Proletariern auseinander 
zu setzen

W ir  aber wollen die Klärung innerhalb des erwachsenen 
und jungen Proletariats, und werden sie vorwärts treiben- 
trotz Sprengkolonnen und Lügenberichte der ..Roten Fahne"- 
denn mit uns die Wahrheit, mit uns der Sieg.

PfHfcilungen

H e r  f t u m p f m j

Organ bei* SIHgentcincn 2ttbcitcr4l«ion
(S^eouliitionäre ^ctriebssOrgamfationen)

lijrgartg 8, 9tr. 12 Die Zeitunsr erscheint wöchentlich. — Zu bezic-ben durch die Bezirks-Organisationen der 
Union u. durch die Buchhandl. f Arbeiter-Literatur, Berlin SO. 36. Lausitzer Platz 13 ^3reis 15 Pfennig

ic Dcmohraüe mordet Arbeiter
Die bürgerliche Republik hat wieder mal ihr wahres 

isicht enthüllt. In B e r l i n  ist am Dienstag, den 
t. März. Proletarierblut geflossen. Die Demonstrationen.

der KPD . und R l 'B . wegen des Lichterfclder Fa- 
chistenüberfalls aufgerufen hatten, sind von der Polizei 
inmäßig attackiert worden. Die Ordnungsmänner des 
Dziaiueiiiokrulischen Innenministers Orzesinski hieben 
it ihren Säbeln und Gummiknüppeln brutal auf die De- 
)nslranten ein und feuerten an einzelnen Stellen wie 
tokläufcr blindwütend in die Arbeiterinasse. Aut der 

leber wiese richtete das Polizeikommando ein regel- 
ichtes Blutbad au: l Toter sowie eine große Anzahl 
:hwer- und Leichtverwundeter blieben als Opfer auf 

Platze. Auch in Charlottenburg gab es mehrere 
Icrletzte.

Die neuesten „Heldentaten“  der Berliner Polizei 
Ken dem Proletariat grausam-gründlich, dali die kapi- 
listische Demokratie weiter nichts ist als legaler Fa- 
iismus unter schwarzrotgelber Flagge! F's ist ein toller 
ahn. zu glauben, daß die Ordnungstruppe die Arbeiter- 

khaft gegen Ueberfälle der Hakenkreuzbanditen in 
j.hutz nimmt. Die Polizei des sozialdemokratischen 
pinennünisters ist ein Glied der leibhaftigen Konterrevo- 
ction - trotz aller Versuche der KPD.-Parlamentarier.

die „Brüder im Waffenrock“  zu einer mit der Arbeiter­
klasse sympathisierenden Beamtenschaft zu stempeln. 
Diese Illusion parlamentarischer Demagogie müssen die 
Proletarier schon immer dann mit blutigem Lehrgeld be­
zahlen. wenn sie als friedliche Demonstranten auf der 
Straße erscheinen. Die faschistischen Lieblinge der 
Konterrevolution werden von der Polizei mit G lace­
handschuhen angefaßt —  aber rücksichtslos schießt die 
Flinte und brutal haut der Säbel, wenn die Schupo revo ­
lutionär fühlende Arbeiter vor sich hat!

Es wäre sinnlos und lächerlich, über die faschistische 
Fratze der schwarzrotgelben Demokratie ein W ehge­
schrei zu erheben. Das Proletariat muß sich auf den 
Boden der harten Tatsachen stellen und erkennen: Das 
Hakenkreuzbanditentum kann nur vernichtend ge- 
schiageu werdén duicli die proletarische Massenaktion 
gegen die kapitalistische Faschistenrepublik! Die A r­
beiterschaft muß daran gehe », der Konterrevolution und 
ihren sozialdemokratisch - gewerkschaftlich - parlamenta­
rischen Stützen die revolutionäre Klassenfront entgegen­
zustellen! Dann, nur dann wird das von den Proletariern 
so oft gesungene Gelöbnis „Schupo, uir schwören wir 
Rache“  endlich einen konkreten politischen Inhalt be­
kommen.

Wochen beitrage.
In der 11. Woche (13. bis 19. März 1927) betragen die B«1* 

träge SO Pt.. 1. - Mk. und 1.30 Mk. Arbeitslose 10 Pf.
•

Ö ffentlicher Diskussionsabend in Schöneberg.
Am Donnerstag, den 24. März, abends 8 Uhr, im Lok.'-' 

Schünemann. Sedanstr. 19-20. Thema: ..Was geht in China 
vor?*' —  Genossen, macht rege Propaganda.
Verantw. Redakteur u. Herausgeber: Hermann Koch. Berlin N 

Druck: Druckerei für Arbeiter-Literatur. Berlin O 17.

Die sozialpatrioiisdic KPD
|'ie mußte im Ruhrkrieg 102.3 iiir die Verteidigung des 

Vaterlandes der deutschen Kapitalistenklasse sein!
Viele K P I ».-.Arbeiter wollen noch immer die Ungeheuer- 
keit bestreiten, daß die außenpolitischen Interessen NEP.- 

-Slands die Sektionen der Moskauer Internationale zwingen, 
best mmteii Situationen eine offene Einheitsfront mit der 
arneoisie lujrzustellen. Das ist kein „antibolschewistischer 
vindel“  irgendwelcher ..Agenten Chamberlains“ , denn in 

' leninistischen Presse kann jeder selbst die Bestätigung 
Jur linden, daß z. B. die KPD . 1923 eine solche Politik des 
Friedens mit der Kapitalistenklasse treiben mußte. So 

^öftentlicht die ..Rote Fahne“  am 22. März 1927 die Be- 
: des Essener (11.) Parteitages, worin es klar und 

heutig heißt:
. . .  In der Periode zwischen 1918 und 1923 war Deutsch- 

kein imperialistisches Land und war nicht imstande, eine 
t listische Politik zu führen. Die vorhandenen Tendenzen 
möglichen imperialistischen Entwicklung hatten in jener 

ft keine entscheidende Bedeutung: im Falle eines Krieges 
die Entente \v?re für Deutschland ausschließlich ein 1 

| s mit der Sowjetunion möglich gewesen. Unter diesen 
ynartigen historischen Bedingungen, die besonders klar I 
hrend der Ruhrbesetzung (1923) zutage traten, war 
"Jt sc b l a n d  ein Land, das objektiv e i n e n  g e  r e c h - 
' ■ n a t i o n a l e n  B e f r e i u n g s k r i e g  gegen die impe- 
'tische Vergewaltigung f ü h r e n  konnte, aber durch die 

■'s-!iaft der Bourgeoisie am Kampf um seine Selbständigkeit 
’ntlert war.
Inter diesen Umständen konnten die Kommunisten im 
tines Krieges Deutschlands eegen die Entente die Losung 

Krieges n i c h t  ablehnen dtiriten k e i n e n  defaltlstischen 
fN cinschlagen und die Niederlage Deutschlands erstreben.

jedoch jeden Gedanken eines Burgfriedens oder Blocks 
A r  eigenen Bourgeoisie gegen die Entente unbedingt aus- 
nß ( ? ?  D. R.). Sie mußten vielmehr — besonders ange- 

der heranreifenden unmittelbar revolutionären Situation 
Jahres 1923 — die schä.fste, entschlossenste Linie auf den 

der eigenen Bourgeoisie verfolgen Sie mußten den 
i. schwächlicher. Widerstand der deutschen Bourgeoisie. 
v<-rräterisches Paktieren mit den französischen Imperia- 

entlarven und die Arbeiterklasse als einzige Vorkämpte- 
■er nationalen Befreiung in den Kamm gegen die aus- 
'^hen Unterdrücker führen. So  mußten die Leninisten die 

der nationalen Verteidigung im unterdrückten Deutsch­
em 1923 stellen."
eder denkende Arbeiter wird unschwer erkennen, daß 
” inistische Gerede vom ..gerechten nationalen Befreiungs- 

der deutschen Bourgeoisie 1923 ein grandioser Betrug 
Proletariat ist. Dieser ..gerechte nationale Befreiungs- 
“ bestand nämlich einerseits darin, daß er um die Wieder- 
"“ ung imperialistischer Stärke ging —  und anderseits 
• daß die deutsche Bourgeoisie kein Jota von ihrer 
'findiktatur über das Proletariat aufgab. daß sie die Ar- 
’^nassen durch die Inflation bis aufs Hemd ausp’iinderte.

daß sie die rebellierenden sächsischen Proletarier mit einem 
Reichswehraufgebot barbarisch in Schach hielt und die Ham­
burger Oktoberkämpfer wie räudige Hunde zusammenschoß, 
daß sie tausende revolutionäre Arbeiter in die Kerker warf 
und so i i  Wirklichkeit einen erbarmungslosen Klassenkrieg 
gegen das Proletariat führte!

Trotz dieser brutalen Unterdrückung und Auspowerung 
der deutschen Arbeiterschaft mußte die KPD. 1923 für die 
„nationale Verteidigung" sein, weil dies im Interesse NEP.- 
Rußlar.ds lag.-iw  Ruhrkrieg unterstützte nämlich Rußland die 
deutsche Kapitalistenklasse durch das bekannte M i l i t ä r -  
b ii n d n i s (d. h. durch M u n i t i o n s l i e f e r u n g e  n !): die 
KPI>. war deshalb nach Bucharins These verpflichtet, „diesem 
Block zum Siege zu „verhelfen" und mußte darum mit der 
deutschen Bourgeoisie einen B u r g f r i e d e n  (ohne den doch 
der „gerechte nationale Befreiungskampf' gar nicht möglich 
ist) schließen! Einige Jahre früher, im Weltkriege, hatte aber die 
deutsche Arbeiterschaft nach. L e n i n s  eigenen Erklärungen 
die Aufgabe, den B ü r g e r k r i e g  zu führen! Der Leninismus 
bewegt sich also in folgendem widerspruchsvollen Kreislauf: 
Während eines imperialistischen Krieges muß das Proletariat 
für die Niederlage des eigenen Landes sein. — wenn diese 
aber da ist. dann muß es für die Unterstützung „seiner" Bour­
geoisie in ihrem Kampf um „nationale Befreiung“  sein, — und 
wenn die „unterjochte" Bourgeoisie durch diese proletarische 
Hilfe wieder Vertreterin einer gleichberechtigten Nation ge­
worden ist. dann muß die Arbeiterklasse wieder die Landes­
verteidigung ablehnen. — um abermals dafür zu sein, wenn 
die Niederlage der eigenen Bourgeoisie wieder da ist usw.!!

Der W eg des Leninismus führt also faktisch zur Verteidi­
gung kapitalistischer Vaterländer durch die kein Vaterland 
besitzenden Proletarier und somit zum verbrecherischen Sozial­
patriotismus des 4. August 1914. er führt zur Belieferung der 
deutschen Reichswehr mit „Sow je*“ -Munition. — der W eg des 
Leninismus führt von der Revolution zur Konterrevolution!!

Wehe dem Proletariat, wenn es auf Befehl der leninisti­
schen Soldknechte der russischen NEP.'^Bourgeoisie diesen 
konterrevolutionären W eg der KPD . weiter geht!

A A U .  G r o ß - B e r l i n .
Freitag, den I. April, abends 7,30 Uhr, 
in den Concordia-Sälen, Andreasstr. 64:

Allgemeine MlrsHlfider versammiuni»
T a g e s o r d n u n g :

Die V III. Reichskonferenz der Union.
(Abschluß der Diskussion, Delegiertenwahl usw.)
Vollzähliges Erscheinen erwartet

Der Berliner Arbeitsausschuß.

Die AM und ihr Kampf
(Thesen-Entwurf zur Reichskonferenz.)

I.
Der kapitalistische Wiederaufbau produziert die dem Ka­

pitalismus innewohnenden imperialistischen und sozialen Ge­
gensätze immer erneut und auf immer höherer Stufe. Die 
sichtbaren Zeichen der imperialistischen Gegensätze sind die ge­
steigerte Rüstung zu neuen Kriegen der imperialistischen 
Staaten untereinander, sowie die Unterwerfungsversuche der um 
ihre kapitalistische Freiheit kämpfenden nationalen Bour­
geoisien dei Kolonialländer. Anderseits werden die sozialen 
Gegensätze innerhalb der kapitalistischen Klassengesellschaft 
in einer nie gekannten Tiefe und Schärfe aufgerissen, deren 
äußeres Zeichen die steigende Massenarbeitslosigkeit in allen 
kapitalistischen Ländern ist. Da diese Arbeitslosigkeit die 
Folge der kapitalistischen Rationalisierung ist, die Rationali­
sierung aber das Mittel, um im Kampf um den Weltmarkt die Kon­
kurrenzfähigkeit immer von neuem zu sichern, ist das Pro­
blem des kapitalistischen Wiederaufbaues in seiner Unlösbar­
keit gekennzeichnet. Das Kapital sucht den Fall seiner Profit­
rate aufzuhalten durch eine Offensive auf die Lebenshaltung 
des Proletariats. Die Konzentration aller wichtigen Produk- 
tionsstätten durch die nationale und internationale Ver- 
tiustung. sowie die durch die kapitalistische Zwangslage not­
wendig gewordene teilweise Regelung des Absatzes im inter­
nationalen Maßstabe stellt das Proletariat einem auf riesig 
breiter internationaler Basis organisierten Klassenfeind gegen­
über. Der kapitalistische „W iederaufbau" bereitet so die Be­
dingungen der unausbleiblichen Klassenauseinandersetzung 
zwischen Kapital und Arbeit vor. E r bereitet den Boden vor, 
aus dem die Revolution neue Kräfte saugt, um sich erneut dem 
(ic'gner zu stellen. Die AAU. ichnt daher die irreführende Pa­
role der Moskauer „Internationale", die „Stabilisierung" als 
eine halbe Wahrheit und deswegen als eine ganze Lüge ab. 
Die Parole der „Stabilisierung" als konkrete Kennzeichnung 
des Klassenkampffeldes und seiner Bedingungen ist eine 
metliaphvsische und konterrevolutionäre Irreführung des Prole­
tariats. weil sie den dialektischen Zusammenhang mit den durch 
diese Stabilisierung neu reproduzierten und sich mit der wei­
teren „Stabilisierung“ ständig verschärfenden kapitalistischen 
lind sozialen Gegensätzen lejgnet. Diese Taktik verfolgt den 
Zweck, durch iu den Vordergrundschieben einer Teilfrage des 
gesamten dialektischen Prozesses das Proletariat blind zu 
machen für die mit der Stabilisierung zusammenhängenden Er­
scheinungen und ihrer dialektischen Wechselwirkung. Diese 
Fragestellung hat den Zweck, dem Proletariat den Glauben an 
die Revolution zu nehmen, um eine im Interesse des kapita­
listischen Aufbaus Rußlands gelegene reformistische und kon­
terrevolutionäre Politik rechtfertigen zu können.

II.
Die Gewerkschaften und parlamentarischen Parteien haben 

die Revolution in ihrem Blute zu ersticken versucht, um die 
Balm frei zu machen fiir den kapitalistischen Wiederaufbau. 
Die konterrevolutionäre Arbeitsgemeinschaft sollte einen In­
halt bekommen durch die im Klassenstaat unmögliche und des­
halb verlogene Parole der politischen und Wirtschafts-Demo­
kratie. In Konsequenz dieser wirtschaftsfriedlichen klassen­
kampfverneinenden und konterrevolutionären Zuhälterrolle 
stimmten die Gewerkschaften und ihre parlamentarischen Ver­
treter schon im Jahre 1923 für die Schlichtungsordnung. Aus 
dieser Ideologie resultiert weiter ihre ..Vertragstreue" und ihre 
„Verantwortung" als Vertragskontrahenten. Auf dieser Linie 
liegt ferner die Heiligsprechung von Schiedssprüchen, die eine 
fasi unumschränkte Arbeitszeit diktieren. Da die Gewerk- 
schatten den kapitalistischen Wiederaufbau wollen und ihn 
mit allen ihnen zu Gebote stehenden Mitteln fördern, bleiben 
sie ihrer konterrevolutionären Rolle, in der sie sich im W e lt­
kriege radikal entblößten, nur treu. Sie können keinen ernst- 
liaiten Widerstand gegen den kapitalistischen Wiederaufbau 
organisieren, ohne ihren eigenen mühsam begonnenen „W ie ­
deraufbau" in Frage zu stellen, weil die Voraussetzung ihrer 
Rolle als Makler für den Verkauf der Arbeitskraft die Lohn­
sklaverei selbst ist. Der Kampf des Proletariats gegen das 
durch die kapitalistische Rationalisierung bedingte steigende 
Massenelend kann daher nur ein Kampf gegen den Kapitalis­
mus selbst und damit gegen die Gewerkschaften als eines der 
stärksten Bollwerke des kapitalistischen Systems sein. !>ie 
Allgemeine Arbeiter-Union ist daher nicht eine aus kleinbür­
gerlicher Verärgerung entstandene ..Splitterorganisation" Un­
zufriedener. sondern die organisatorische Basis für die Klassen­
sammlung des Proletariats in der Niedergangsepoche des impe­
rialistischen Kapitalismus.

III.
Die kapitalistische Warenwirtschaft und die auf ihr be­

ruhende Klassenherrschaft der Bourgeoisie schließen jede ..De­
mokratie" au.s. Ueber die irreführende Parole der politischen 
Demokratie ging der W eg der Liquidierung der sogenannten 
politischen „Errungenschaften“  der Revolution, bis zur völligen 
Unterwerfung des Proletariats unter die politische Herrschafts­
gewalt der Bourgeoisie, deren Krönung ein Rattenschwanz von 
politischen Knebelungsgesetzen gegen das Proletariat ist. Die 
Entwickung der Wirtschaftsdemokratie erfolgte im Zeichen 
der Rationalisierung, deren Folgen die Massenarbeitslosigkeit 
und der Druck einer riesigen Reservearmee auf den W ert der 
W are Arbeitskraft ist. Indem die Gewerkschaften erkennen, 
daß die hemmungsloseste Rationalisierung die Voraussetzung 
ieder Kapitalakkumulation und des Eindringens in den Welt-
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Politische Riindsüiau
Invjlidenresile statt KlassenhampI

USA.-Imperialismus



Es ist begreiflich, daß das amerikanische Kapital alle 
Hebel in Bewegung setzt, seine Stellung auf dem Weltmarkt 
zu festigen und zu erweitern. W aren die Vereinigten Staaten 
bis Kriegsausbruch noch Schuldnerland des europäischen Kapi­
talismus und bezogen sie von diesem die Fertigprodukte, so hat 
sich das Verhältnis nach dem Kriege, hauptsächlich in den letz­
ten 4 Jahren gründlich geändert. Die nordamerikanische Union 
hat heute neben ihrer riesigen Warenausfuhr einen ungeheuren 
Kapitalexport. Nach einer Veröffentlichung der Finanzverwal­
tung der USA.: ..Die Bildung der Zahlungen der Vereinigten 
Staaten in I ‘>25“  betrugen die Kapitalanlagen: 

in  E u r o p a :
(Schätzungen in Millionen Dollar.) 

staatlich garantierte Industrie-Obligationen u.
Obligationen direkte Investierungen insgesamt 

Ende 192.̂  950 350 1300
.. 1924 1500 400 1900
.. 1925 1825 075 2500

in  L a t e i n a m e r i k a :
Ende 1923 610 3150 37fiO

1924 840 3200
”  1925 910 3.300 4210

in  K a n a d a  und- N e u f u n d l a n d  :
Ende 1923 1050 1400

„  |9>4 1100 1500 2oo9
1925 1175 1650 2825
in  A s i e n .  A f r i k a .  A u s t r a l i e n  u n d  d i e

ü b r i g e  W e l t :
Ende 1923 360 * 235 595

1924 440 250 »>90
” |925 520 350 8/0
' Auch zu diesor Tabelle ist va sagen, daß die 

ausiuhr während des Jahres 1926 in noch größerem Maßstabe
st.utKind fahren darauf hingewiesen daß der
anicHkanische Kapitalexport und die Verlegung amejftiuusche
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europäischen Markt in Europa selbst, warf ilrm nifolgc d tr l ih- 

ciironiiischen Löhne wohl Riesenprofite in den Schoß, bc 
sehränkte^ aber in demselben Maße die Kaufkraft in Amerika 
selbst und damit wieder die Produktion. Die Kapitalau,.uhr 
wieder stärkte die europäische Konkurrenz ... hohem Maße, die 
heute dem amerikanischen Kapital auf dem Wehmarkt hart 
zusetzt. Der Yankee begreift dies n u r  zu gut undS Ä S  „as. rÄ5g S i

simmenhang mit der vorerwähnten Entwicklung, in Vcrbm 
Jung mit seinem Ersuchen um Erhöhung des Budgets wies da. 
Büro iiir in- und ausländischen Handel nämlich au sd rü ck liJia i! 
die /unel. n e nd e europäische Konkurrenz, vornehmlich m Mit e - 
und Südamerika. und die daraus sich ergebende^ Notwend g- 
keit die Informationsmöglichkeiten der amerikanischen

r f s , ™  ct” ! dient». vielmehr die Vorsiel,., mit der das unter- 
kmische Kapital zu W erke geht in einem Augenblick, in dun 
der am e rik a nisch e Kapitalismus sich seinen Imperialismus 
selbst b es c Iiei n ig t. Führten die USA. in der Vergangene 
Rohstoffe aus und importierten dafür l ertigwaren. so lut sich 
•lucli darin das Verhält ii i s i„s  (iegenteil verkehrt. Nordamerika 
wird in zunehmendem Maße Verede.unus and Eine IRes« ... .. 
dos Senators Nve von N o r d - D a k o t a  an den riaiiuei 
sekretär Hoover stellt eine starke Verschiebung der 
gruppen fest. Die Resolution beziffert die Ausfuhr \ni h l . ik- 
wareu mit .<5 l'rozenl der Gesamtexporte im i I iskuljahrc I -- 
und 41.1» Prozent im Fiskaljahre 1926. m der hinfuhr 
ira.erialien in den genannten Berichtsperiodeii eine ZuuahnK 
von .«».4 Prozent auf 42.7 Prozent der Gesamtporte.

Die amerikanische Rohstoffindustrie, die in hohem Maßt 
von der A.itomobilindustric und m Wechselwirkung mit 
und direkt von der Landwirtschaft abhängig .s., «st ...... ebei.s
bi strebt, den Export der Landwirtschal, zu steigern, un sie. i 
in dieser und in der Auloinobiliiiduslrie den Absatz zu 
Seit einigen Jahren stellt in beiden Hausern dei Hu.uksie eis 
latur eine Farmvorlage. die sog. McNary-Haugen 1-aniivorlagc 
zur Debatte, der jetzt die Zustimmung des 1 rasidenten ke-

St!UHervorgegangen aus der Unzufriedenheit des amerjka- 
.hCn Farmers mit der als Folgeerscheinung des Weltkriegs 

eii'gètreteiien Verschlechterung seiner wirtscliattliel.cn Lage, 
bezweckt die Vorlage, den seither vergeblich a” KL\s rebtui 
Ausgleich zwischen den Preislagen für landwirtschaftlich». I rc - 
dukte und andere W aren herbeizuführen, die Landwirtschaft 
vor akuten Preissenkungen und den dadurch entstehenden \er- 
lusten zu bewahren, d. h. das Preisniveau durch cmsprcchende 
l'inanzierungs-. Lagerung*- und V erm arktu iKsfa/ iaU  n z u  
..stabilisieren“ , d. h. die Preise auf Kosten der großen Masse 
Proletarier nach Belieben zu steigern. Die McNar\-Hauv.U ' 
sieht dazu die Schaffung eines hedera f-arm Board, bes cl end 
aus dem Sekretär des Landwirtschaftlichen Amtes und 12 wei­
teren Mitgliedern, die seitens der Agrarkörperschaften ... den 
Federal Land Bank Distrikten zu nominieren und v..in I rasi­
denten der Vereinigten Staaten zu ernennen sind vor Aufgabe 
dieser Behörde soll es sein, das Vorhandensein ..oder das wahr­
scheinliche Vorhandensein“  eines ü b e r  d e n  L a n d e s  B e ­
d a r f  li i n a ii s g e Ii e n d e n ..U e b e r  s c l i u s  s c  s an \\ eizen. 
Mais. Reis oder Schweinen" oder eines den ..iür du ordeiu- 
liche Vermarktung von Baumwolle oder Weizen. Mais. Keis 
oder Schweinen notwendigen Bedarf" übersteigenden l  ener- 
sehusses festzustellen. Wenn es sich herausstellt, dal« ein der- 
a-tiger Ueberschuß existiert, so wird die Behörde die bestehen­
den landwirtschaftlichen Genossenschaften usw. durch Vor­
schüsse aus einem für den Zweck vorgesehenenen ..Stabilisie- 
rungs-Fonds" von 250 000 000 Dollar oder mehr als 1 Milli­
arde Mark erstmaligen Staatszuschuß unterstützen, um zu ver­
meiden. daß dieser Ueberschuß auf den einheimischen Markt 
abgestoßen wird und zu Preisdriickungen führt: anderseits 

‘ bleibt es Sache der solcherart mit staatlicher Hilfe finanzierten 
Körperschaften, über den von ihnen erworbenen und dem ein­
heimischer, Handel entzogenen Ueberschuß zu disponieren, d. 
h. unter Preis im Auslande abzustoßen. Die Vorlage also laut, 
aui eine S u b v e n t i o n i e r u n g  d e r  a m e r i k a n i s c h e n  
L a n d w i r t s c h a f t  hinaus. . . .  , , . , t

Die Subventionierung der amerikanischen Landwirtschaft 
kann im Endeffekt aber keine andere Auswirkung haben als 
der Kapitalexport und die Verlegung amerikanischer I roduk- 
tionsstätten nach dem europäischen Kontinent auch. Sie muß

*) Dumping: Unterstützung der Staaten oder Industrie­
organisationen an Exporteure, um :m Auslande billiger zu ver­
kaufen als im Inlande und als das Kapital des Importlndes

im Inlande über die Preissteigerung eine Schwächung der f 
Kaufkraft bewirken, was nicht nur auf die Landwirtschaft 
selbst, sondern auch auf die industrielle Produktion ungünstig 
einwirken muß. Die Auswirkung i s t  Produktionseinschränkung. 
Zur Produktionseinschränkung für die Landwirtschaft reizt 
auch schon die bloße Subventionierung. Bei guten Welternten 
wäre d i e  Preissteigerung im Inlande selbst nicht z u  halten u n d  
im Auslande w ä r e  e i n  g r o ß e r  Ueberschuß a n  Landwirtschafts- 
P r o d u k t e n  a u c h  trotz Schleuderkonkurrenz nicht abzusetzen.

Die Vorgänge jenseits des Ozeans interessieren das deut­
sche Proletariat mehr, als es den Anschein hat. Die Drückung 
der Löhne und der Lebenshaltung der amerikanischen Arbeiter 
verbilligen die amerikanische Produktion und machen das 
amerikanische Kapital auf dem Weltmarkt konkurrenzfähiger. 
Eine Folge ist die Drückung der Lebenshaltung der europä­
ischen. in erster Linie der deutschen Arbeiterschaft, ein Rück­
gang der Produktion in Europa und Vergrößerung der Arbeits­
losenheere. Die Arbeiterklasse muß daraus lernen, daß ihr 
Kampf sich nicht um Lohnpfennige erschöpfen kann, sondern 
daß sie sich vorbereiten muß. den Kampf um die politische 
Macht und die Produktionsmittel zu führen.

Aus der Bewegung
forsf (luusliz)

Unter dem Thema: „Rationalisierung Arbeitslosenversiche- 
rungsgesetz und warum Industrieverbände?“  hatte der In­
dustrie-verband fiir das Bekleidungsgewerbe zum 1«. 3. eine 
Versammlung mit Schumacher als Referenten einberufen. Der 
Besuch war schwach Eingangs seiner Ausführungen gedachte 
Schumacher noch der geschichtlichen Rolle des März und 
seine Rede klang in dun Ruf aus. daraus die Lehren zu ziehen 
und dementsprechend zu handeln. Dann kam er zu seinem 
eigentlichen Thema. Ueber die Rationalisierung erging er 
sich in langen Ausführungen, zeigte an Hand vieler praktischer 
Beispiele, wie SPD . sowie (iewerkschaften als eifrigste Be­
fürworter der Rationalisierung dem Proletariat immer wieder 
Sand in die Augen streuen. E r  zog eine Analyse über die 
(iewei kschaftsorganisationen. zeigte ihre geschichtlich bedingte 
Rolle auf. um dann von der Theorie zur wirklichen Praxi«; ?-u 
kommen, d. Ii.: indem er die Tätigkeit dieser Arbeiterorgani­
sationen bloßlegte und bewies, daß eine Eroberung bzw. Um­
stellung dieser Organisationen zu Organen des Klassenkampfes 
unmöglich ist. F r ging auch näher auf das Erwerbslosenver- 
sicherungsgesetz ein. Ueber das Wesen des Parlamentaris­
mus äußerte er sich so. indem er an Beispielen bewies, daß 
das Kapital mit dun Stimmzettel nicht zu schlagen ist. Dann 
setzte er den Anwesenden Programm und Ziel der Industrie­
verbände auseinander, deren Aufgabe wärfi. die Lebenslage 
des Proletariats zu verbessern und in letzter Konsequenz das 
Kapital zu stürzen. Sein Ruf klang in Zurückeroberung des 
Achtstundentages aus. E r geriet aber dadurch in Widerspruch 
mit dem Vorhergesagten insofern, als er erklärte daß die Le­
benslage der Arbeiter nur nach dun Sturze des Kapitals grund­
legend geändert werden kann. Seine Ausführungen ließen 
eine wirkliche Analyse der Weltw irtsehaftszusammenhänge 
und der daraus entspringenden Konsequenzen vermissen, 
ebenso eine Stellung zu den politischen Organisationen. Ruß­
land usw. .

In de- Diskussion meldete sich zuerst ein KPD.-Mann, 
ein vollständig Ekkitreuer. zum W ort. Ihm hatten es speziell 
die Ausführungen des Referenten gegen die Gewerkschaften 
angetan. Trotzdem er selbst zugab. daß dic Gewerkschaften 
reaktionär und konterrevolutionär bis auf die Knochen sind, 
indem er feststellte, daß einstmals Hunderte von Ortsver­
waltungen im Besitz der Opposition waren, was heut nient 
mehr zutrifft, daß auf dem Gewerkschaftskongreß in Leipzig 
über 100 oppositionelle Delegierte waren, in Breslau nur 2. 
schrie er trotzdem: immer rin. helft revolutionieren. An Hand 
der materialistischen Geschichtsauffassung wollte er die Mög­
lichkeit der Eroberung der Gewerkschaften beweisen, wobei 
er aber daneben haute. E r freute sich noch wie ein Kind, 
daß man die Senftenbcrger Union zerschlagen und sie wieder 
in den Bergarbeiterverband zurückgeführt hat. Mit großem 
Pathos erklärte er. daß dic Bolschewik: in Rußland die «ie­
werkschaften auch nicht zerstört haben und es deswegen In 
Deutschland auch nicht geschehen dürfe und bewies damit 
seine vollständige Unfähigkeit. Probleme so zu behandeln, wie 
es notwendig ist. E r glaubt natürlich auch an die Verbesse­
rung der Lebenslage der Arbeiter im Kapitalismus, trotzdem 
er vorher erklärte, daß Lohnabbau, vermehrte Arbeitszeit so­
wie Steigen der Erwerbslosenzahlen eine Verschärfung der 
Klassengegensätze bedeuten. ,

Als zweiter Redner sprach ein Gen. der AAL.  und KAI  . 
E r  führte unter anderem aus: Es ist notwendig, eine
Parallele zwischen den Ausführungen d e s  Referenten und des 
KPD.-Mannes zu ziehen Fs stimini vollständig, wenn der 
Gen. Schumacher die rücksichtslose Zertrümmerung der Ge­
werkschaften anerkennt, aber wir dürfen nicht in den Fehler 
verfallen, als wenn nur die Führer daran schuld sind, sondern 
müssen die Feststellung machen, daß in der heutigen
Weltkrise. wo das Kapital um Sein oder N chi- 
sein kämpft. wo alle Kosten. die zur Aufrechter-
haltung der Wirtschaft notwendig sind, das Proletariat
/ii tragen hat. die Tätigkeit der (iewerkschaften auf ihre ge­
schichtliche Schranke gestoßen ist. Wohl ist es möglich, dal! 
das Individuum sich auf Kosten der anderen seine Lage ver­
bessern kann, aber niemals die proletarische Klasse. Da ist 
es nun unsere Aufgabe, allen Ballast rücksichtlos beiseite zu 
räumen, d. h. Gewerkschaften und parlamentarische Parteien 
rücksichtslos zu zerstören. Unter Aufzeichnung aller Schwächen. 
Halbheiten und Verrates dieser Organisationen ist es unsere 
Pflicht, den Proletariern zu helfen in ihren Klärungsprozeß, das 
Drängen nach neuen Ufern zu fundamentieren. nicht, indem wir 
einen gewerkschaftlichen Konkurrenzladen auiziehen. sondern 
daß wir versuchen, das Proletariat als Klasse zu or­
ganisieren und ideologisch zu beeinflussen. Fs hört sich wie 
ein Wehklagen an. wenn der KPD.-Redner davon spricht, doch 
bloß nicht diese Organisationen zu zerstören, wo jahrzehnte­
lange Arbeit und Opfer an Gut und Blut dranhängen. Da 
sagen w ir als Unionisten: jawohl, es ist notwendig, jene Boll­
werke der Konterrevolution zu beseitigen, denn nichts ist ewig, 
sondern Formen und Inhalt sind dem Wandelnder Zeit unter­
worfen. und daß es ein gigantischer Kampf von unerhörtem 
Ausmaß ist. der zwischen den alten konservativen Elementen 
und den lebensbejahenden Proletariern stattfindet. Genau so. 
wie wir die Revolution nicht als einen einmaligen mechanischen 
Akt auffassen dürfen, sondern als dialektischen Prozeß, einen 
Prozeß der äußerst schmerzvoll vor sich geht, und wobei die 
Geburt des Neuen, des Kommunismus, sich dauernd im Kampfe 
mit dem Alten befindet. Auf Grund ganz anders gearteter ob­
jektiver Bedingungen müssen auch Form und Inhalt sich diesen 
Verhältnissen entsprechend einstellen. Nicht Berufsverbände 
noch Industrieorganisationen, sondern Organisierung der 
Arbeiter von unten auf. von der Zelle der Wirtschaft, vom 
Betrieb aus. in Verbindung mit dem Arbeitsnachweis, zusam­
mengefaßt als Klasse, zur Allgemeinen Arbeiter-Union, deren 
Programm und Prinzipien eine gründliche Umwälzung ge­
währleistet. Nur so können wir aus den Niederungen der Re­
volution emporsteigen zur Diktatur des Proletariats, zur klas­
senlosen Gesellschaft. Im Schlußwort ging der Referent auf 
die Ausführungen unseres Genossen weniger ein. rechnete aber 
ziemlich scharf m:t der gewerkschaftlichen Taktik der KPD. 
ab. zeigte die Rolle der russischen Gewerkschaften auf die auf 
Grund ihrer Illegalität ganz anders geartete Gebilde, wie 
unsere Gewerkschaften es sind, waren. Ferner deckte er noch

den Verrat, begangen an den Hamburger Hafenarbeitern durch 
Gewerkschaften. SPD., KPD. auf, sowie noch krassere Sachen, 
die die Gewerkschaftseroberung mit sich bringt.

Mitteldeutschland
Folgende Meldung ging am 15. 3. 27 durch die Presse: 

..Sonnabend vormittag gegen 11 Uhr wurde der Ober­
fahrsteiger. de, frühere Betriebsleiter des Paulschachtes 
im Südflachen des Vitztumschachtes mit vollkommen zer­
rissenem Schädel tot aufgefunden. W ie  uns von der 
Mansfeld A.-G. mitgeteilt wird, ist nach Lage der Ver­
hältnisse ein Betriebsunfall oder eine Mitwirkung dritter 
Personen nicht anzunehmen.“

Ein anderes Licht werfen jedoch auf den Fall Vorkomm­
nisse. die sich vor Jahresfrist auf demselben Schacht abspiel­
ten. Durch einen Prozeß wurde die Oeffentlichkeit aufmerk­
sam gemacht auf die Arbeitsverhältnisse der Mansfeld A.-G. 
z. B. mit welchen Schikanen hier die Proleten behandelt 
werden. Vor Gericht stand ein Familienvater. E r war den 
Herrschaften durch sein Verhalten unangenehm geworden. Aus 
Strafe hatte man ihn schon monatelang bei Arbeit gesteckt, wo 
er so wenig verdiente, daß er kaum das Leben seiner Familie 
fristen konnte. E r hatte sich schon verschiedene Male um 
andere Arbeit bei der Werksleitung bemüht, aber man ver­
höhnte ihn. als daß man ihn anhörte. Das trieb ihn zur Ver­
zweiflungstat. Mit geladenem Revolver forderte er Genug­
tuung für das, was man ihm und seiner Familie angetan hatte. 
E r  verwundete den Obersteiger, und Betriebsführer des Vitz­
tumschachtes. Beide kamen aber noch mit leichten Verwun­
dungen davon. Diese Szene spielte sich im Betriebsbüro des 
genannten W erkes ab. Doch der Prolete wurde dingfest ge­
macht. W urde vom Gericht zu \V* Jahren Gefängnis verur- 
teit. wo er sich heute noch befindet. — Der obige Fall scheint 
ähnliche Ursachen zu haben.

Mitteilungen
Reich

Achtung! Reichsumlage.
Zur Finanzierung der Reichskonferenz ist die nochmalige 

Erhebung einer Umlage von je 50 Pf. iür dic 12. und 13. Woche 
Woche notwendig. W ir  ersuchen um schnelle Abrechnung.

Die Ortsgruppen erhielten 50 bis luo Exemplare des ..Er­
werbsoien" Nr. 4 zur Propaganda: abgesandt am 23. März.

*
Rheinland-Westfalen

und angeschlossene Unterbezirke.
Am Sonnabend, den 2. und Sonntag, den 3. April findet 

in D ü s s e l d o r f  eine Bezirkskonferenz der AAU. statt. 
Tagesordnung: 1. Organisatorisches: a) Tätigkeitsbericht des 
BAA., b) Kassenbericht c) Berichte der Ortsgruppen. 
2. Stellungnahme zur Reichskonferenz. 3. Verschiedenes: 
a) Wahlen, b) Anträge usw.

Anträge müssen bis spätestens 15. März in Händen des 
BAA. sein. Zelt und Tagungslokal der Bezirkskonferenz wird 
durch Rundschreiben mitgeteilt. In Anbetracht der Wichtigkeit 
der Tagung ist es Pflicht jeder Ortsgruppe. Delegierte zu ent­
senden.

•
München.

Jeden F r e i t a g ,  abends 8 Uhr. Zusammenkunft. Aus­
kunft erteilen die Zeitungsobleute der AAU. und KAP.•

Berlin-Brandenburg.
Am Sonntag, den 3. April 1927, findet in B e r l i n  eine 

Bezirkskonferenz der AAU. statt.
T a g e s o r d n u n g :

I. Wirtschaftliche und politische Lage. 2. Stellungnahme 
zur S. Reichskonferenz: a) Taktik, b) Selbständige Verbände, 
c) Entschiedene Linke, d) Erwerbslosenfrage. 3. Berichte, 
4. Verschiedenes. Näheres erfolgt durch Rundschreiben.

Groft-Derlln
W ochenbeiträge.

In der 12. Woche (20. bis 26. März 1927) betragen die 
Beiträge einschließlich 50 Pf. Reichsumlage 1.30 Mk., 
1,50 Mk. und I.KH Mk. Arbeitslose 10 Pf.

•
Erwerbslosen-Voll Versammlung.

Am Montag, den 28. März, mittags I Uhr. im Lokal Thiel. 
Riickcrtstraße 7 (Nähe Nachweis Gormannstr.). Das Erschei­
nen aller arbeitslosen Unionsgenossen ist notwendig.

Achtling! Achtung!
5. Bezirk (Friedrichshain). M o n t a g ,  den 2s. März, 

kombinierte Mitgliederversammlung von Partei und Union im 
bekannten Lokal. Stellungnahme zu den Unions-Thesen.

7 .Bezirk (Charlottenburg). Freitag, den 25. 3. keine 
Sitzung. Dafür S o n n a b e n d ,  den 26. 3.. abends 7.30 Uhr. 
kombinierte Mitgliederversammlung von Partei und Union im 
Lokal Koch. Schillerstraße 75.

17. Bezirk (Lichtenberg). M o n t a g ,  den 28. März, kom­
binierte Mitgliederversammlung von Partei und Union im Lo­
kal Bartsch. Neue Bahnhofstraße 20. Stellungnahme zu der 
Unions-Thesen.

Erwerbslose Neuköllns. Jeden D i e n s t a g ,  vormittags 
10 Uhr. F r a k t i o n s - S i t z u n g  im Lokal Schwarzkopf. 
Fontanestraße 26. Alle arbeitslosen Unionsgenossen sind ver­
pflichtet. zu erscheinen.

P r o le t a r ie r
Das Märzheft des ..Proletarier“  enthält Aufsätze, d e i'-*r 

jeden Arbeiter von Wichtigkeit sind. Z. B .: Der 9. Thermidor 
der Republik / Dialektik nicht Metaphysik / Die Gewerk­
schaften im Jahre 1926 / Klassenkämpfe in England / Latein- 
amerika / Die Bodenfrage in Südafrika / Proletarische Kunst 1 
Das Einfamilienhaus im Rosc-Theater / Probleme der Kohle­
veredlung / Die Ferngasversorgung / Einträgliche Berufe 
Gewerkschaftsbeamte — Parlamentarier — I I  000 Millionäre 
in Amerika / Notizen — Berufsführer und Massen — Die Ge­
werkschaften während des Krieges — Industrialisierung Süd­
afrikas / Kunst — Kino — Radio / Literatur — Bücher­
besprechungen — Lenin über Religion: Gewerkschaften oder 
Allgemeine Arbeiter-Union: Sozialistischer L it e ra tu r fü h re r :  
Bucharins Antwort an sozialdemokratische Arbeiter: Rußland 
bewaffnet die Reichswehr — Neue Bücher.

Das Märzheft st besonders reichhaltig ausgestattet urc 
kostet 50 Pfennig. Zu beziehen ist es von sämtlichen Zeitungs­
obleuten der KAP. und AAU.. in den Bezirkssitzungen beider 
Organisationen und von der Buchhandlung für Arbeiter -Lite­
ratur^ Berlin SO  36. Lausitzer Platz 13. ____________
Verantw. Redakteur u. Herausgeber: Hermann Koch. Berjin N

Druck: Druckerei iür Arbeiter-Literatur. Berlin O 17.
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Ms ürbeifezeiuvottiesefz
1,1 ües(:,z 2Ur Aiöeïtszeilverlünöcrurïö — fumThsdinS lllrtie Spiegcilfediterel
Die Rschtsiö^egiof ung des ..to^u i“  He publik mers Wilhtim  
rx Im- geruht, ihren Entwurf zum Arbeitszdtgesetz eir-r 
:mD;ige:i Bearbeitung zu unterziehen. An Verbesserungen 
dabei nalürlic'i nichts herausgekomme«:. der kreißende Berg 
ein winziges Mäuschen geboren. D e  Regitruiigsvorla*,* 
alt in ihrer .neuesten Fassung im \» esentlicnen folgende 
timmiingei.:
Himer Leu § v  wird folgender § 6 a eingeschi Itet: Wird 
ürund der fcS -3, 5. 6. 9 oder W Absatz 2 Mehrarbeit ge- 
:et. s°  haben cie Arbeitnehmer ciit Ausnahme der Lelir-I 

Iur die über die Grenzen des 8 I S a ‘z 2 um' 3 hinaus- um il>m zu sagen, daß
nde Arbeitszeit A »  s p r u c h  a u f  e i n e  a n g e - 
sene \ e r g ü t u u ,: Ober foa Lohn für die regel­

te Arbeitszeit hinaus. Dies gilt nicht, soweit die Alehr- 
tt auch juch den 2, 4 oder 1i< Absafa I zulässig wäre 
■ lediglich infolge vor Naturereignissen L'nghicksfällen 
anderen unvermeidlichen Störungen erforderlich ist.

As angemessene Vergütung gilt, sofern die Beteiligten 
! nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eint andere 
•-‘u.g vereinbaren oder besondere Umstände eilte solche 
"j-i.gen . ein Zuschlag von 25 Prozent. Im S'reitiall 
«.cidet bindend der Sch  ichter.
, rd >n Gewerben, di.; I  rer Art nach in ««wissen Zeiten 
Jsires regelmäßig zu erheblich verstärkter T ä tig e  t ge­
ls, nd. iu diesen Zeiten über die Grenzen d.‘s S 1 Satz ’ 
v.'"aus gearbeitet so  kann der Reichsarbeitsminister 
Anhörung der wirtschaftlichen Vereinigungen der A-belt- 
r ue ! der Arbeitnehmer bestimmen, daß die Vorschriften 
« » 'z e  1 und 2 keine Anwendung finden, soweit die
* , t durch Verkürzung der Arbeitszeit in den übrigen 

de Jahres ausgeglichen wird.
■1er & 9 Absartz 1 erhält folgenden Wortlaut: Die Arbeits- 
Jarf “ -i Anwendung der in den §«} 3 bis 7 bezcichnetui 

i. zehn Stunden täfclicn nicht überschreiten; eine 
'Schreibung dieser Grenze ist nur in Ausnahmefällen aus 
«Kien Gründen des Gemeinwohls mit befristeter Gench- 
% der im ii 6 Absatz I bezeichueten Behörde oder dam- 

" « i i  es lieh um Vorbereitungs- mul Ergirnzungs- 
«b handelt, bei denen eine Vertretung des Arbeitnehmer* 
endere Arbeitnehmer qcs Betriebes nicht möglich is> 

Heranziehung betriebsfremder Arbeitnehmer dem Ar- 
wr nicht zugemutet worden -kann. Was als Vorbe- 

und Crgänzangsarheiten anzusehen iw, bestimmt 
"«C’Narbeitsmiiiister nach Anhörung der wirtschaft-
‘ereinigut gen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer.

• 8 10 ei-h;-Jt folgenden Wortlaut: Die nach dieser Ver-
‘̂-ll erhebenden Beschränkungen der Arbeitszeit

kern,' Anwendung auf Arbeiten in Nothülen und iu 
■wohnlichen Fällen, die unabhängig vom Willen der

n -intreteu und nicht auf andere Weise zu be-
'ind, besonders wenn Rohstoffe oder Lebensmittel 

'-•roen oder Arbeitserzeugnisse zu mißlingen drohen.
. »eiche gilt, wenn eine gelänge Zahl von Arbeit- 

;*n einzelnen Tagen mit Arbeiten beschäftigt wird, 
»ichterledigung das Ergebnis der Arbeit gefährden 
n ....verhältnismäßigen wirtschaftlichen Schaden zur 

winde, und wenn dem Arbeitgeber andere Vor- 
ltn nicht zugemutet werden können.
*^r abgeänderte Entwurf des Arbeitszeitnotgesetzes 
:,Jr sieb selbct. W ir können hier nw  wiederholen, was 
•°n vor vierzehn Tagen feststellten: Die -Regierungs- 
‘ >st für die Unternehmer geradezu ein Freibrief zur 
ns einer gesetzliche« zehn- bis zwöJfstündigen Ar- 

‘l  — Die zahlrekjhen., Ausnahmefälle“ . welche der ne-.v 
ebenfalls vorsieht, gehen den Kapitalisten die pot- 

' andhabe, um sich bei ihrem Verlangen nach Mehr- 
die erforderlichen „dringenden Gründe des Gemein- 

emfen zu können. Und daß bei Streitfällen die m 
Wenden staatlichen Schlichter in der Regel zugunsten 

'■“inwohls“ , d. h. des Unternehrnerprofits entscheiden,
-n die Arbeitermassen besondere seit einem Jahre am 
U-ibe schon oft genug erfahren, 
gewerkschaftlich - sozialdemokratischen Rationalisie­

ren sind über den neuen ArHpitszeitnotgesetz-Entwurf 
s enttäuscht und angesichts solcher praktischen Re- 

_^r von ihnen gepriesenen „Wirtschaftsdemokratie“  
• f̂idem Entsetzen“  erfüllt. Sie müssen angesichts des 
“ ^fens ihrer sozialpolitischen Illusionen schwarz in 
^len, indem sie im „Vorw ärts" vom 25. März re- 
e$tstellen:

schaften, daß bei Vorberei. ungs- und ErgLiiznngsarbeiten die 
zehnstündige Arbeitszei. o lino eine besondere Genehmigung 
überschritten werden kann Alle diese Bestimmungen lassen 
erkennen, daß sich die U n t c r n e h m c r t i . t e  r e s s e  n in den 
Koalitionsparteien und ir. dt \r Regierung ai:f der ganzen Linie 
d i i  r c h g t - s e t z t  haben.“

Die „bewährten" Gew erkschaftsbesiteer sind natürlich 
(bitte nicht lachen) — sofort in „Aktion“  gegen das geplante 

Arbeitszeitverlängerungsgese tz getreten. Sie haben wieder 
mal einen Bittgang zum Re ichsarbeitsmiiiister unternommen,

..sie der Reicbsregierung alle Ver-
intwortung iiir die unvenneitflieh aus dieser Entscheidung der 
Xoalitionsparieien sich ergel 'enden Konsequenzen aufbürden 
müssen." —  Mehr kann man wirklich nicht verlangen. Demi 
d e „freien“  Gewerkschaften können — um ihrer eigenen Poli­
tik der Unterstützung des kapitalistischen ..Wiederaufbaues“  
treu zu bleiben — eben nur so tun. als ob si- w irklich etwas 
täien.

Die Arbeiterschaft jedoch muß erkennen, daß der lächer­
liche reformistische Protest! umr.acl nichts mit revolutionärem 
Klat.enkampf gemein hat. Der unvermeidliche Kampf gegen 
die-barbarische Geißel des Schlichtungswesens muß proletari­
scher Massenangriff gegen die A usbcutcrklasse se in und als 
solcher über den Rahmen der kapitalistischen Ge setzlichkeit 
hinausr.toücn, wenn er nicht eiii Lu fliiicb sein seil. Das Prole­
tariat muß den Weg des Kampfes zur Eroberung der w irt­
schaftlichen und politischen Macht betreten, indem cs  mit der 
reformistischen Politik radikal brich; und sich u.ater dem 
Banner der AAU. zum revolutionären '.Sturme auf die! kapita­
listischen Zwingburgen formiert.

Am 2. April haben im Reichstag die Beratungen über das 
Arbeitszeit lotgesctz begonnen. Der Rcichsarbeitslosigkeits- 
minister Brauns begründete die Regierungsvorlage und be- 
zeichnele sie als „einen wesentlichen Fortschritt“ . Iji das 
gleiche Horn blies auch der Zentrumsrmann Stegerwald, der 
Führer der von Amsterdam umworbenen christlichen'Gewerk­
schaften. Für die SPD. und die „freien" Gewerkschaften trat 
Peter G r  aßmann auf. der erste Vorsitzende des AIX1B.
Er sang tin sehnsüchtiges Lied von der «Wirtschaftsdemo­
kratie, appellierte immer wieder an die E.imieht der Unter- U11U .
neiirner und wies lobend auf den „sozialen“  ( iejst der amerika-1 dern kraft des Selhsfcrh-.i^iÜ!! •
nisclien Kapütulskönige hin. Indem Graßmann mit statistischem Verschwindet die Profitrnni-IM u V ' S m  K()nkurrenzkaillpf- 

..................... ...  » t e r

Das CrwcrbsloscnproDlem
Die Arbeitslosigkeit wächst, „stabilisiert“  sich und wachst 

•wieder. Ihre natürliche Ergänzung ist die Kurzarbeit: Die Zahl 
von 2 Millionen Arbeitsloser wird durch ebensoviel Kurz­
arbeiter ergänzt Nicht aber nur diese zwei Kategorien, son­
dern die ganze Arbeiterklasse seufzt unter der Last der A r­
beitslosigkeit; sie drückt auf die Lage der Arbeitenden; sie 
•erlaubt dem Kapital, ohne Widerstand die Löhne zu drücken, 
die Arbeitszeit zu verlängern und die Ausbeutung zu inten­
sivieren. Deshalb ist die Arbeitslosenfrage der Knotenpunkt 
der gegenwärtigen Lage der Arbeiterklasse. Ihre Lösung ist 
gleichzeitig die der Arbeiterfrage überhaupt.
IT u fi!CSC l>‘st8te,lunK Kenlfet aber nicht! Die Feststellung des 
uetxis genügt noch nicht für seine Heilung. Nur die Erkennt­
nis der U r s a c h e  des Uebels kann den Weg und die Mittel 
für seine Beseitigung ergeben. Die Beseitigung der Arbeits­
losigkeit ist eine Lebensfrage für das Proletariat

Welches sind nun die Ursachen der Arbeitslosigkeit?
Die Ursachen der Arbeitslosigkeit liegen in dem Wesen der

v s . r  n , ; f ,i0T T C und * *  lieiitig**n Gesellschafts­
systems. Die Ursache der Arbeitslosigkeit, das ist der Kapi­
talismus selbst Die Produktion ist nur durch die Verbindung 
der Arbeitskraft mit den Produktionsmitteln möglich. Heute 
sind che fcxistenzmiUel und die Produktionsmittel, ohne die die 
kraf I m ,“ 1" l,V0 Verwendung der lebendigen Arbeits-
A r b e i t i  ,Ct  '$t' dcn Hä" dcn der UourKeoisie. Die 
di > ! L r  ISt.T r.aKcr dcr 'ebendigen Arbeitskraft, ohne die 
die I roduk lonsnnttel nicht in Betrieb gesetzt werden können 
verfugt nicht übe, sie -  sind Eigentum der Bourgeoisie: die’ 

rbeitcrklasse kommt in Berührung mit den Produktionsmit­
teln und ihre Arbeitskraft findet nur produktive Verwendung 
wenn sie das Kapital vom Arbeitsmarkt dafür kauft. Geschieht 
das nicht, so liegt sie arbeits- und brotlos vor dem Arb i - 
uc weis, au der Straße. Hätte die Arbeiterklasse die Pro. 

duk lonsmittel wären sie ihr Eigentum, dann könnte sie nichts 
hindern mit ihnen zu arbeiten und Existenzmittel zu produ­
zieren. Es ist als., klar, daß in der Trennung der Produktions 
mittel von der Arbeitskraft „nd ihre K.inzessionierimTL dén 
Handen des Kapitals die M ö g l i c h k e i t  der Arbeitslosigkeit 
W I  H  u  "  StC ° b " " "  diuse M ö g l i c h k e i t  eine* 
talisten ab. W' rd> M nrt VOn d >̂ ".teressen der Kapi-

Der Kapitalist (ganz gleich, ob einzeln oder gruppenweise)
ProfitZlund d!is 7  dLT Pr0dukti0n wegen, sondern um den I rofit, und das nicht nur, weil sein freier W ille es so will son

»?d 6 l5each,ur,K verdient, daß nach § lu Ueber- 
••u nstündigen Arbeitszeit und zwar ohne irgend- 

c v J “ etrisiunK auch möglich sein soll in außergewöhn- 
, ' • die unabhängig von dem Willen des Betreffenden 
y-d nicht auf andere Weise zu beseitigen sind. Auch 
t . er"  g r ö ß t e n  M i ß b r a u c h  T ü r  u n d  T o r  

• Uer neue Entwurf soll weiter die Möglichkeit

allein nur den Kapitalisten Vorteile gebracht hat, mußte er 
gleichzeitig den Bankrott der wirtschaftsfriedliehen Gewerk­
schaftspolitik feststt-llcn. Um aber trotzdem bei den vom 
Ratiot'ilisierungv.leinl betroffenen Arbeitermassen* Eindruck zu 
schinden, sprach Graßmann demagogisch von der proletari­
schen Faust.

Lin  ihrer arbeiterbetrügerischen Demagogie die Krone auf­
zusetzen, rufen die Gewerkschaftsinstanzen — die täglie 
Zehn- und Zwölfstunden Sprüche sanktionieren — zun» „Kampf 
um den Achtstundentag“  iiuf. Dieser „Kampf" besteht darin 
daß die gewerkschaftlichen Spitzenkörperschaften in einer Er 
klärung die Arbeiter aufforckirn, „die Leistung von Ueberzeit 
arbeit fortab aus eigenem Entschluß abzulehnen.“  Das heißt 
auf deutsch: die Proletarier Sollen selbst sehen, wie sie sich 
vor den Schlägen der Schiedsspruchgeißel retten, —  denn die 
„freien" Gewerkschaften können infolge ihrer Verbundenheit 
mit der kapitalistischen Demokratie k e i n e  V e r a n t w  o r  
1 u n g  für das Zerbrechen der staaü'chen Schlichtungspeitsche 
übernehmen! Daß dem so ist, zeigt klar die Rebellion etlicher 
Bergarbeiterbataillone des Ruhrgebiets gegen das Mehrarbeits­
abkommen, die von den Gewerkschaftsinstanzen trotz ihres 
Aufrufs schnöde im Stich gelassen wurden.

Die „Aktion" des ADGB. gegen das Rationalisierungselend 
ist eben nur Bluff, nur Spiegelfechterei; sic ist nur ein Kampf 
gegen die drohende Ausschaltung der Gewerkschaften als 
staatlich zugelassene Seelenverkäufer. Angesichts dessen 
rufen w ir den Proletariern zu: Laßt euch durch das radikal 
klingende Geschrei der Graßmänner nicht ins Cockshorn jagen. 
Organisiert unter selbstgewählter Führung revolutionäre Mas­
senaktionen gegen die Kapitalistenklasse und ihre Schlichtung­
diktatur!

w i ; t r v hloMcn r . die « i * ® „  a„ f die s ,n te .
Vie der Vergangenheit, so sind auch heute die Wirtschaits- 

L isen  ein Ausdruck der Unmöglichkeit des Kapitals Absatz

l™ 2 S !  er T u  "  ?  ,in,kn- Dar“ “ S '»'«• *  Ä  lichkeit der Realisierung des Mehrwertes in Form von Profit
Z "e2  n ,7  fUr d“  Kap,,al vor.cllhaf.er, die Fabriken ^  -hließen, als wie zu nrnr H7icr.nischließen, als wie zu produzieren.

lU!i t ^ w ! ^ h t S,lIriSe\ d,e d,e Mü^ “ < “ er Arbeitslosig- Ka.it zur Wirklichkeit macht, ist wie früher, so auch heute kein
rodukt einer falschen Wirtschaftspolitik der kapitalistischen 

Klasse, wie die Reformisten behaupten. Sie ist

sdn/tsk'0 F0,KC dCS k;,pitaliMisclu‘n Systems selbst. Die^Wirt- 
tskrise ist ein Resultat des unorganisierten nhnin 

anarchischen Charakters der kapitalistischen Produkti Sen’
W e r  Kapitalist „der Kapitalgruppe p Ä ^ Ä ^ |  
der anderen und ohne Rücksicht tund ohne auch die S l i c h -  
keit dafür zu haben) auf die Absatzmöglichkeiten- . f ii - a  

die Absatzstockung und der Krach cin r  ^
Unvermeidlich is, dann auch die ÄrbLitslosi^ke«'"w- f
Arbeitslosigkeit mit dem kapitalistischen System verknü"ü Ist

s i- ^  s r  s 1“
Marx, ist ökonomisch nichts zu verstehen ab 
•er. der „Kapital produziert und verwertet und aufs PfJast r 
geworfen wird, sobald er für die Verwertungsbedürfnisse des 
Monsieur Kapital überflüssig ist.“

Es ist klar, daß die Beseitigung der Arbeitslosigkeit nur
d,UrCL  V FJeSci,? un,c i,lrer Ursachen möglich ist. d I, durch 

e Beseitigung der Planlosigkeit der Produktion, durch Ver 
bindung der Arbeitskraft mit den Produktionsmitteln Das i l  
aber nur durch die Enteignung der Kapitalisten, durch die An 

dCS Prlvate‘8entums an den Produktionsmitteln und ihre


